
Vertrefer des BSSB informieren in persönlichem Gespräch über
die Auswirkungen des geplonlen neuen Woffenrechts
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Das geplante neue Waffenrecht passierte

am 1 1 . November 2019 die nächste Hurde"
Der ln nena ussch uss des Deutschen B u ndes-

tages hatte eine öffentliche An höru ng m it
Sachverständigen angesetzt, um sich ein eii-

genes Bild von der kontrovers diskutierten
Gesetzesvorlage mache n zu kön nen.
Fur die nach § 15 WaffG anerkannten
Schießsportverbände waren für den Deut-
schen Schützenbund der Bundesgeschäfts-
fuhrer lörg Brokamp sowie der Präsident
des Bundes Deutscher Sportschützen (BDS)

und Co-Vorsitzende des Forum Waffen-
recht, Friedrich Gepperth, von der Vorsit-
zenden des lnnenausschusses, MdB Andrea
Lindholz, als Sachverständige geladen. Als
weitere Sachverständige waren Seb astian
F i ed I e r (B u ndesvorsitzender des B u ndes
Deutscher Kriminalbeamter), Niels Hein-
rich (Behörde f ur lnneres und Sport, Ham-
burg), And reas Speit (Rechtsextrem ismus-

experte und Journalist u nd Katja Triebel
(Vorsitzende der Germa n Rif le Association)
geladen. Darüber hinaus hatten noch der
Verband Deutscher Büchsenmacher und
der Armbrust-Bund eigene Stel lungnah-
men eingereicht. Die gesamte Sitzung des

lnnenausschusses wurde im lnternet uber-
tragen, eine Aufzeichnung ist unter dem

QR-Code am Ende des Beitrags erreichbar.
Neben dem Regierungsentwurf standen
auch Anträge der Af D-Fraktion, der FDP-

Fraktion und der Fraktion Bundnis 90/Die
Grünen auf der Tagesordnung.
Der von der Bundesregierung vorgelegte
Entwurf eines,, Dritten Waffenrechtsände-
rungsgesetzes" stieß nicht nur bei Sport-
schützenverbänden auf Kritik. DSB-Ge-

schäftsführer Jörg Brokamp stellte fest,
dass die geplante Verschärfung des Waf-
fenrechts ein gewaltiges Misstrauen und
ei nen Genera lverdacht gegenü ber den
Schützenverbänden und ihren Mitgliedern
zumAusdruck bringe. Die überzogenen
Restriktionen f ührten zu Unverständnis
und mithinzu einer allgemeinen Politik-
verdrossenheit. Friedrich Gepperth, Präsi-

dent des BDS, befand, der Entwurf stelle ei-
nen ,,Frontalangriff auf das Sportschützen-
bedürfnis zum Waffenbesitz" dar.
Der DSB-Geschäftsfuhrer mahnte Ande-
rungen bei der Prufung des Bedürfnisses
fur den Waffenbesitz bei Sportschützen an.
Statt einen Schießnachweis pro Waffe zu
fordern, sollte lediglich die Waffengattung
unterschieden werden (Kurz- oder Lang-
waffe). Auch sollte der Nachweis, einmal
im Quartal oder sechsmal im Jahr geschos-

sen zu haben, ausreichen. lm Entwurf seien
jährlich 18 Schießtage pro Waffe gefor-
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m 1 1. November 2020 war u. a. eine
Abordnung des Bayerischen Sport-
schützenbundes zu einer Ge-

sprächsrunde eingeladen, um die Bundes-
tagsabgeordneten über die Auswirkungen
der einzelnen gepla nten Anderu ngen im
neuen Waffenrecht zu inform ieren. Neben
dem BSSB (die bayerischen Schutzen ver-
trat an diesem Montagabend stellvertre-
tender La ndessch ützen meister H a ns-Pete r
Gäbelein) nahmen auch Vertreter der Kgl.
priv. HSG München, des Landesjagdver-
bands Bayern, des Verbands der Reservis-

ten der Deutschen Bundeswehr und des Fo-
rums Waffenrecht an der Veranstaltung
teil. Eingeladen hatten die Vorsitzenden
bzw. Mitglieder der zuständigen Bundes-
tags-Arbeitskreise MdB Dr. Volker Ullrich
und MdB Artur Auernhammer. Parlamen-
tarischer Staatsekreta r Stephan Mayer in-
formierte eingangs über den momentanen
Meinungsstand der CSU zur Waffenrechts-
ä nderu ng.
Dieser deckte sich im Wesentlichen mit den
Ergebnissen des Treffens vom 6. November
(siehe auch Beitrag auf Seite 6). U. a. seien
Schützen und Jäger von den vorgesehenen
Messerverbotszonen n icht betroffen, da es

umfa ngreiche Ausna hmeregel ungen gebe.
Allerdings, so Step han Mayer, werde die

Regela bf rage bei m Verfassu ngssch utz
kommen. Denn dies werde als ein gutes
Mittel für die Terrorbekämpfung gesehen.
Der Parlementarische Staatssekretär bat
d ie a nwesenden Verba ndsvertreter; d iese

Entscheidung positiv zu begleiten. lm wei-
teren Gespräch wurde deutlich, dass ein
Positivergebnis der Abfrage nicht automa-
tisch zum Entzug einer waffenrechtlichen
Erlaubnis fuhren würde. Vielmehr müssten
die Waffenbehörden dann weitere Nach-
forsch ungen anstel len.
lm Rahmen der Ermessensausübung ent-
scheiden dann diese Behörden über Ent-
zuS, Erteilung oder Versagen einer waffen-
rechtlichen Erlaubnis. Eine rechtsstaatliche
Überprüfung der Entscheidung wurde von
den Tei lnehmern eingefordert.
Die Vertreter des Landesjagdverbands Bay-

ern konnten sich vorstellen, dass eine Ver-
urteilung des Betroffenen zu mindestens
60 Tagessätzen als Grundlage für einen er-
messensfehlerfreien Entzug oder eine Ver-
sagung dienen könnte.
Hinsichtlich der Magazinbeschränkungen
sahen MdB Marc Henrichmann (COU) und
MdB Andrea Lindholz insbesondere beim
,, kleinsten mög Iichen Ka liber", noch KIä-
rungsbedarf. Gleiches gilt fur Röhrenma-
gazine (2. B.Unterhebelrepetierer). Auch
sei eine Registrierung der Magazine durch
die Waffenbehörden kritisch zu sehen, da
eine klare Kennzeichnung der Magazine
meist fehle und die Behörden bei der Viel-
zahl von Magazinen uberfordert sein
könnten.
Bei der gelben Waffenbesitzkarte soll der
Erwerb auf zehn Waffen begrenzt werden.
Weitere Waffen soll es nur bei besonderem
Bedürf nis geben. Seitens der SPD werde ei-
ne Begrenzung der Langwaffen bei Jägern
gefordert. MdB Marc Henrichmann sieht
diese Begrenzung kommen.

H a ns- Peter G ä be I ei n I red

Ste I I vertrete n de r La nd essch ütze n me i ste r
Hans-Peter Gäbelein (rechts) mit MdB Dr.
Vo I ke r tl I I r i ch (st:e I I ve rtrete ndes M i tg I i e d
des Ausschuss für lnneres und Heimat).
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dert. Die Überprufung sollte laut lörg Bro-
kamp nach funf und nach zehn Jahren
nach erstma I i gem Waffen besitz erfol gen.
Ansch Iießend sollte d ie M itg liedschaft in
einem Sch ießsportverein ausreichend sein,
um das Bedürfnis fortbestehen zu lassen.

Darüber hinaus forderte er die Wiederauf-
nahme der allgemeinen Schießstandsach-
verständigen in den Anderungsentwurf
und die Beibehaltung der waffenrechtli-
chen Privilegierung der Armbrust.
B DS-Präsident F ri ed ri ch G eppe rth f ü h rte
aus, dass in keinem Land außer in Deutsch-
land als Folge der Richtlinienumsetzung
die Regelungen zum Erwerb und Besitz von
Schusswaffen für Sportschützen verschärft
worden seien. Und lediglich in Deutschland
sei ein Verbot von ,,großen Magazinen"
verhängt worden. Damit sei IPSC-Schießen

in Deutschland nicht mehr möglich. Dabei
sehe die EU-Richtlinie hierfü r ganz klar ei-
ne Ausnahmemöglichkeit voL sagte Fried-
rich Gepperth.
An einen großen Sicherheitsgewinn durch
das Verka ufsverbot g roßer Magazi ne
glaubten auch die Vertreter der Sicher-
heitsbehörden nicht. Die Regelung sei

uberf lüssig, befand Seba stian Fiedlec Bun-
desvorsitzender des Bundes Deutscher Kri-
minalbeamter. Niels Heinrich von der Poli-
zei Hamburg sagte, er glaube nicht an ei-
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nen großen Sicherheitsgewinn, da Mag azi-
ne extrem schnell ausgetauscht werden
könnten. Niels Heinrich verwies auf noch
vorhandene Sicherheitslücken, die dazu
führen könnten, ,,dass weiterhin Kriminel-
le unb Extremisten ZugangzuWaffen und
Munition erlangen könnqn". 50 erfolge
beispielsweise keine Überprufung von An-
gestellten und Mitarbeitern bei Waffen-
herstellern und -händlern. Aus dem vorge-
sehenen Überwachungsmodus würden zu-
dem Personen fallen, die lnhaber eines
Jagdschei ns oder ei ner sprengstoffrechtl i-

chen Erlaubnis sind. Weiter zeigte sich 5e-

bastian Fiedler überzeugt, dass eine Regel-

abfrage bei den Verfassungssch utzämtern
hi nsichtl ich ei ner Waffenerlaubn isertei-
lung sinnvoll, zielführend und erforderlich
sei. Eine automatisierte Abfrage über das

Bundesverwaltungsamt könne den Verwa l-

tungsaufwand so minimieren, dass das Zu-
satzaufkommen beherrschbar sei.

Andreas Speit, Journalist und Rechtsterro-
rismus-Experte, warnte davor;, die Zusam-
menhänge zwischen militanten Rechtster-
roristen und Schützenvereinen ,,einfach so

wegzuwischen". Es gebe in der rechten
Szene ein starkes lnteresse an industriellän
Waffen. Der Einsatz selbstgebauter Waffen
wie beim Anschlag in Halle sei eher die
Ausnahme, so Andreas Spe it. Um an Waf-

fen heranzukommen, würden sehr wohl
Konta kte zu Sch ießsportverei nen ebenso
wie zu Polizei und Bundeswehr aufgebaut.
,, Es geht nicht um einen Generalverdacht,
sondern um eine generelle Kontrolle", sag-

te er. Daf ur müsse auch die Zuverlässigkeit
fur lnhaber einer waffenrechtlichen Er-

laubnis klarer definiert werden. Personen,

u ber d ie lnformationen zu ih rer Verf as-

su ngsfei nd I ichkeit vorl iegen, müssten
grundsätzlich als nicht zuverlässig gelten,
fordert e Andreas Speit.
Die Regelabfrage beim Verfassungsschutz

sei eine Placebomaßnahme und führe zu

zunehmender Pol iti kverdrossenheit, mei n-

te Katja Triebel, Vorsitzende der German

Rif le Association. Kritik ubte sie am Verbot
des Neuerwerbs großer Magazine. Dafür
gebe es keine Begründung. Die EU-Richtli-

nie gebe das auch nicht vor. Es sei ausrei-

chend, wenn sichergestellt werde, dass nur
nicht-berechtigte Personen die Maga zine
nicht kaufen können, sagte Katja Triebel.

Nach der Expertenanhörung wird der In-

nenausschuss eine Empfehlung bezuglich
ei ner Besch I ussfassu ng fü r

den Bundestag abfassen,
der sich in einer 2. Lesung

dann mit dem Gesetzesan-
trag befasst.
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